Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2938 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. Mai 1968 

II/l — 68070 — 5543/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats über die Aufstellung von Über- 
gangsregelungen hinsichtlich der Erhebung der Abschöp- 
fungen auf dem Rindfleischsektor. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Mai 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
Gchafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 des Rats 
über die Aufstellung von Übergangsregelungen 
hinsichtlich der Erhebung der Abschöpfungen 
auf dem Rindfleischsektor 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt, auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 14/64 EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die schrittweise 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Rindfleisch ^), insbesondere auf Artikel 18, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Regelung der Einfuhren aus dritten Ländern 
betreffend die Erzeugnisse des Rindfleischsektors 
wird durch die Erhebung von Zöllen und in gewis- 
sen Fällen durch eine Abschöpfung charakterisiert. 

Unter gewissen Bedingungen wird diese Abschöp- 
fung nicht oder nur zur Hälfte erhoben; diese Bedin- 
gungen hängen von dem Verhältnis ab, das zwischen 
dem auf dem Markt des einführenden Mitgliedstaa- 
tes festgestellten Preises und dem Orientierungs- 
preis besteht. 

Es ist vorgesehen, in Kürze die derzeitig anzuwen- 
dende Regelung durch eine Regelung zu ersetzen, 
die die Bildung eines einzigen Marktpreises für die 
ganze Gemeinschaft vorsieht. 

Da es notwendig ist, einen wirksamen Übergang 
zwischen der derzeitig gültigen und der vorgesehe- 
nen Regelung zu sichern, ist es daher angebracht, 
bereits jetzt eine Abschöpfungsregelung anzuwen- 
den unter den gleichen Bedingungen wie sie für die 
Regelung des einheitlichen Marktes in Aussicht ge- 
nommen worden ist. Zu diesem Zweck sollen Rege- 
lungen hinsichtlich der Erhebung der Abschöpfung 
getroffen werden, insbesondere indem man die Auf- 
stellung eines einzigen Marktpreises der Gemein- 
schaft auf der Grundlage der nationalen Märkte vor- 
sieht. Dieser Preis kann mit Hilfe der die relative 
Bedeutung des Viehbestandes jedes Mitgliedstaates 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 562/64. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 2389/66 


darstellenden Wiegungskoeffizienten berechnet wer- 
den — 

FIAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von Artikel 5 Absatz (1) Unterab- 
satz 3 der Verordnung Nr. 14/64/EWG wird die Ab- 
schöpfung für eines der im Anhang I der genannten 
Verordnung aufgeführten Erzeugnisse bis zur Hälfte 
des im Unterabsatz 2 Absatz 1 des genannten Arti- 
kels vorgesehenen Unterschiedes erhoben, wenn von 
der Kommission festgestellt wird, daß der Preis des 
betreffenden Erzeugnisses auf den repräsentativen 
Märkten der Gemeinschaft um 5 v. H. höher oder 
mindestens gleich 272 DM/ 100 kg Lebendgewicht für 
Rinder beträgt oder 366 DM/ 100 kg Lebendgewicht 
für Kälber. Die Abschöpfung wird nicht erhoben, 
wenn von der Kommission festgestellt wird, daß der 
für das betreffende Erzeugnis auf den repräsenta- 
tiven Märkten der Gemeinschaft festgestellte Preis 
um mehr als 5 v. H. von 272 DM/100 kg Lebend- 
gewicht für Großrinder und von 366 DM/100 kg 
Lebendgewicht für Kälber höher liegt. 

Artikel 2 

Der in Artikel 1 genannte Preis auf den reprä- 
sentativen Märkten der Gemeinschaft wird gebil- 
det aus der Summe der auf den Märkten jedes 
Mitgliedstaates gemäß den Bestimmungen der Ver- 
ordnung Nr. 161 /66/EWG des Rats vom 25. Okto- 
ber 1966 über die Anpassung der Methode der Preis- 
feststellung auf dem Rindfleischmarkt des einführen- 
den Mitgliedstaates-) festgesetzten Preise, multi- 
pliziert mit den im Anhang angegebenen Wiegungs- 
koeffizienten. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaft in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 
Im Namen des Rats 
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Anhang 


Anhang 


Koeffizienten zur Berechnung der Preise auf den 
repräsentativen Märkten der Gemeinschaft für Rin- 
der und Kälber: 


Belgien 

5,2 o/o 

Deutschland 

27,5 o/o 

Frankreich 

40,8 Vo 

Italien 

18,9 «/o 

Luxemburg 

0,3 «/o 

Niederlande 

7,3 »/o 
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Begründung 


Die durch die Verordnung Nr. 14/64/EWG getroffene 
Regelung sieht beim Handelsaustausch mit drit- 
ten Ländern die Erhebung eines Zolls und in gewis- 
sen Fällen die Erhebung von verschieden hohen Ab- 
schöpfungen für jeden Mitgliedstaat vor nach Maß- 
gabe der Höhe ihrer Orientierungspreise und dem 
auf dem oder den repräsentativen Märkten des ein- 
führenden Mitgliedstaates festgestellten Preis. 

Während der letzten Wochen haben Belgien und 
die Niederlande als Folge der Preisentwicklung auf 
ihren eigenen Märkten keine oder eine halbe Ab- 
schöpfung erhoben, während die anderen Mitglied- 
staaten eine volle Abschöpfung erhoben. 

Hierdurch entstand eine Verkehrsverlagerung via 
Belgien, die einen spürbaren Umfang angenommen 
hat. 

Zur Normalisierung dieser Lage gibt es zwei Lösun- 
gen: 

1. In Anwendung von Artikel 13 der Verordnung 
Nr. 14/64/EWG vorzusehen, daß das in einen 
Mitgliedstaat aus einem anderen Mitgliedstaat 
eingeführte Fleisch derselben Regelung unter- 
liegt, die auf die Einfuhren aus dritten Ländern 
angewandt wird, außer wenn der Importeur 
den Beweis erbringt, daß dieses Fleisch in dem 
ausführenden Mitgliedstaat erzeugt wurde. 

Jedoch regelt dieses Verfahren lediglich einen 
Teil des Problems, da in der Mehrzahl der Mit- 
gliedstaaten das Fleisch, das von eingeführten 
lebenden Tieren stammt, die im einführenden- 
Mitgliedstaat geschlachtet worden sind, „natio- 


nalisiert'' wird und sich daher der Anwendung 
einer solchen Regelung entzieht. 

2, Der gemeinsamen Regelung im Stadium des ein- 
heitlichen Marktes vorzugreifen und in Anwen- 
dung des abweichenden Artikels der Verord- 
nung Nr. 14/64/EWG vorzusehen, daß der in 
jedem Mitgliedstaat festgestellte Preis durch 
einen gemeinschaftlich festgestellten Preis er- 
setzt wird, der verglichen mit dem Orientierungs- 
preis von 272 DM für Großrinder und 366 DM 
für Kälber die Abschöpfung oder die halbe Ab- 
schöpfung auslösen würde. 

Man hätte so eine einheitliche Abschöpfung für 
fünf Mitgliedstaaten und eine geringfügig nied- 
rigere Abschöpfung für die Niederlande. 

In Anbetracht des innergemeinschaftlichen Zolls 
und der Transportkosten scheint dieser Unterschied 
keinen Anlaß zu einer Verkehrsverlagerung zu 
geben. 

Die Gesamtheit der Delegationen im Verwaltungs- 
ausschuß für Rindfleisch und in der Arbeitsgruppe 
des Rats hat in Übereinstimmung mit den Dienst- 
stellen der Kommission dieser zweiten Lösung den 
Vorzug gegeben. 

Aus juristischen Gründen (subsidiarisch von Arti- 
kel 18 im Verhältnis zu Artikel 13) erschien es an- 
gebracht, die vorgesehenen Maßnahmen dadurch zu 
begründen, daß die Betonung auf den Übergang 
gelegt wurde von der jetzt gültigen Handelsrege- 
lung zu derjenigen, die im Stadium des einheitlichen 
Marktes vorgesehen ist, den zu erleichtern diese 
Maßnahmen geeignet sind. 
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